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Parteien halten am Pendlerabzug fest 
OBWALDEN Die Regierung 
möchte die Pendlerabzüge  
reduzieren. Bei den Parteien 
stösst sie mit der Idee jedoch 
auf breiten Widerstand.

PHILIPP UNTERSCHÜTZ
philipp.unterschuetz@obwaldnerzeitung.ch

Weil im vergangenen Februar die 
nationale Vorlage zur Finanzierung und 
zum Ausbau der Bahninfrastruktur 
(Fabi) angenommen wurde, müssen ab 
2016 Kanton und Gemeinden in Obwal-
den rund 3,5 Millionen Franken mehr 
in den öffentlichen Verkehr investieren. 
Das Geld dafür möchte sich die Regie-
rung vor allem bei den Pendlern holen. 
Als Schwerpunkt im Rahmen einer Teil-
revision des kantonalen Steuergesetzes 
per 1. Januar 2016 soll deshalb der 
Pendlerabzug in der Steuerrechnung auf 
maximal 3000 Franken beschränkt wer-
den. Bis jetzt konnten die vollen Kosten 
abgezogen werden. Doch der Vorschlag 
der Regierung steht im Gegenwind. Die 
Vernehmlassung, die bis Mitte Oktober 
lief, zeigt ein klares Bild: Alle Parteien 
lehnen eine Reduktion des Pendlerab-
zugs auf 3000 Franken ab.

Keine Reduktion des Abzugs
SVP und FDP verlangen, dass die 

heutige Situation beibehalten wird. Bei-
de Parteien verweisen unter anderem 
auf die Wohnattraktivität des Kantons. 
«Eine Begrenzung des Fahrkostenabzugs 
lässt sich schlecht mit der Vision ver-
einen, ein bevorzugter Wohnort für 
Personen zu sein, die auswärts arbei-
ten», schreibt die FDP im Hinblick auf 
die Langfriststrategie 2022+ des Kantons. 
Und die SVP fragt: «Wenn das Pendeln 
mit solchen Beschränkungen unattraktiv 
gemacht werden soll, wozu dann den 
öffentlichen Verkehr noch laufend aus-

bauen?» Allerdings ist ihr klar, dass die 
Mehrkosten von Fabi nun finanziert 
werden müssen. Es sei deshalb eine 
Kombination von Beschränkung des 
Pendlerabzugs und Einsparungen beim 
Kanton denkbar.

Pendlerabzug belassen, aber ...
Dass die Fabi-Mehrkosten grundsätz-

lich durch eine Begrenzung des Abzugs 
für berufsbedingte Fahrkosten finanziert 
werden, findet bei der CVP, der CSP 
und der SP grundsätzlich Zustimmung. 
Aber auch diese drei Parteien sagen 
Nein zu einem Betrag von 3000 Franken. 
Für die CVP ist dies zu einschneidend, 

weil «dieser Betrag eine tägliche Fahr-
leistung von lediglich 20 Kilometern 
abdeckt». Das reiche nicht einmal für 
vier Fahrten von Alpnach nach Sarnen 
für Personen, die das Mittagessen zu 
Hause bei der Familie einnehmen wol-
len. Die CVP schlägt deshalb eine Än-
derung des pauschalen Berufskosten-
abzugs vor. Heute kann von der Diffe-
renz aus Nettolohn und ausgewiesenen 
Berufskosten noch ein 10-Prozent-Abzug 
gemacht werden, der auf 4100 Franken 
limitiert ist. Neu schlägt die CVP vor, 
diesen Abzug auf 3 Prozent des Netto-
lohns – mindestens 2000 aber maximal 
4000 Franken – zu begrenzen.

Die SP schlägt eine Beschränkung des 
Abzugs auf 4000 Franken vor, was in 
etwa dem Preis eines Generalabos der 
2. Klasse ab 2015 entspreche. Damit 
resultierten Einnahmen von rund 3 
Millionen Franken. «Dieser Betrag ist 
zwar unter den prognostizierten 3,5 
Millionen, die der Kanton zusätzlich 
leisten muss. Diese Anpassung erhöht 
aber massgeblich die Akzeptanz der 
Vorlage, weil nicht der Eindruck von 
Mehreinnahmen erscheint», schreibt 
die SP. 

Auch die CSP findet 3000 Franken zu 
tief und hält dazu fest: «Falls jemand 
mit dem Zug zur Arbeit pendelt und 
dafür ein GA zweiter Klasse bezahlt, soll 
er die vollen Kosten des GA in Abzug 
bringen können. Wer mit dem ÖV zur 
Arbeit pendelt, soll belohnt werden.»

Nur der VCS ist für 3000 Franken
Anders die Sektion Ob- und Nidwal-

den des Verkehrsclubs der Schweiz 
(VCS): Sie befürwortet einen Abzug von 
3000 Franken und schreibt, dies sei ein 
gerechter Beitrag, der alle Pendler glei-
chermassen belaste. «Das GA wird von 
Pendlern auch zu privaten Zwecken 
genutzt. Mit einem Pendlerabzug wer-
den auch sie sich solidarisch an den 
Kosten für die Bahninfrastruktur be-
teiligen.» 

Die Regierung möchte überdies den 
Verteilschlüssel der Investitionsbeiträge 
zur Förderung des öffentlichen Verkehrs 
ändern. Bisher übernahm der Kanton 
85 Prozent der Kosten, die Gemeinden 
15 Prozent. Neu würde der Kanton noch 
70 Prozent übernehmen, die Gemeinden 
hätten 30 Prozent zu tragen. Dies wird 
von allen Parteien unterstützt. 

Die Regierung stellte in der Vernehm-
lassung zur Teilrevision des Steuerge-
setzes unter anderem auch die Frage 
nach einer Erhöhung der Maximalbe-
träge des Abzugs für Versicherungsprä-
mien und Zinsen von Sparkapitalien. 
Dieser Vorschlag findet bei allen Partei-
en Unterstützung. 

Gerechtigkeit der 
Steuern gefährdet
GEMEINDEN unp. Auch Kerns und 

Lungern haben sich zur Vernehm-
lassung geäussert. Der Einwohner-
gemeinderat Kerns bezweifelt laut 
Medienmitteilung, dass ein be-
schränkter Pendlerabzug der rich-
tige Ansatz für den Kanton und 
seine Steuerstrategie sei. «Es stellt 
sich die Frage, ob diese Begren-
zung nicht eher kontraproduktiv 
ist und den Kanton für finanzstar-
ke Pendler unattraktiv macht.» Der 
Pendlerabzug solle mindestens 
6000 Franken betragen. Den neu-
en Verteilschlüssel für die Fabi-Fi-
nanzierung (70 Prozent Kanton, 30 
Prozent Gemeinden, siehe Haupt-
text) lehnt der Gemeinderat Kerns 
entschieden ab. 

Mehr Anschlüsse verlangt
Der Gemeinderat Lungern stört 

sich daran, dass es laut Regierung 
nicht möglich sei, für Randge-
meinden einen höheren Maximal-
abzug für Fahrkosten zu gewäh-
ren, weil damit die Steuergerech-
tigkeit verletzt würde. Er ist der 
Meinung, dass die Anbindung an 
den öffentlichen Verkehr ein ent-
scheidendes Kriterium für die 
Wohnortwahl sei und schreibt in 
seiner Stellungnahme: «Wenn die 
Steuergerechtigkeit als Argument 
geführt wird, so sollte auch die 
Erweiterung der Anbindung Lun-
gerns an den ÖV geplant werden. 
Solange Lungern anstatt drei An-
schlüsse wie die Talgemeinden, 
nur einen Anschluss pro Stunde 
aufweist, kann hier wohl kaum 
von Gerechtigkeit gesprochen 
werden.»

Landesweite Krise – 
lokale Bewältigung 
NIDWALDEN Strommangel 
und gleichzeitig eine  
Grippepandemie – eine  
nationale Krise. Der Kanton 
macht an einer schweizweiten 
Übung mit.

Die nationale Sicherheitsverbunds-
übung 2014 (SVU 14) simuliert das 
Szenario einer 12-wöchigen Stromman-
gellage, in der maximal 70 Prozent der 
üblichen Strommenge zur Verfügung 
stehen. Gleichzeitig breitet sich nicht 
nur in der Schweiz die Grippe rasant 
aus – eine Pandemie herrscht. Bei der 
Übung, die vom 3. bis 21. November 
läuft, stehen die Themen Mobilität, öf-
fentliche Sicherheit, Versorgung, Ent-
sorgung und in den Führungsbereichen 
die Aspekte Koordination, Führung, 
Information, Kommunikation und Res-
sourcenmanagement im Vordergrund. 

Schwerpunkt ist Energieversorgung
Neben den politischen Entschei-

dungsträgern, den strategischen Füh-
rungs- und Koordinationsorganen des 
Bundes, der Kantone und verschiedener 
Städte werden auch die Armee, Banken, 
Grossverteiler und Netzbetreiber an der 
Übung teilnehmen. Für Justiz- und Si-
cherheitsdirektorin Karin Kayser ist die 
SVU 14 eine willkommene Ergänzung 
zu den kantonalen Übungen. «Bis jetzt 
haben wir vorwiegend Ereignisse durch 
Naturgefahren geübt. Die Bevölkerung 
ist sich der diesbezüglichen Gefahren 
gut bewusst. Szenarien mit Stromman-

gel oder -ausfällen sind aber weniger 
in den Köpfen drin.» Für Nidwalden 
ist die Stromversorgung denn auch 
ein spezifischer Schwerpunkt im Rah-
men der landesweiten Übung. Wo 
gehen die Ströme durch, wo sind die 
Vernetzungen, wo sind die Lebens-
adern bei Stromausfällen gefährdet? 
Ziel der Übung ist, die Bewältigungs-
strategien von Bund und Kantonen 
zu überprüfen, Verbesserungspoten-
zial zu erkennen und entsprechende 
Optimierungen vorzunehmen.

Genaue Szenarien unbekannt
Obwohl die Kantone ihre speziellen 

Lageschilderungen selbstständig er-
arbeitet haben, kommen die Aufga-
ben vom Bund. «Wir wissen noch 
nicht, was genau passieren wird», sagt 
Karin Kayser. «Alle Beteiligten sind 
nur über den Zeitraum informiert.» 
In Nidwalden läuft die Übung im 
Zentrum für Bevölkerungsschutz in 
Oberdorf für den kantonalen Füh-
rungsstab unter der Leitung von Hans 
Wyrsch als Stabschef und Urs Acher-
mann als Stabscoach. «Es ist durch-
aus möglich, dass auch Bürger etwas 
von der Übung mitbekommen, wenn 
gewisse Abläufe beübt werden müs-
sen. Aber es sind natürlich immer 
nur Simulationen, wir machen also 
keine Evakuationen oder produzieren 
Stromausfälle», erklärt Karin Kayser. 
Es sei hingegen durchaus möglich, 
dass Angehörige von Organisationen 
wie Feuerwehr, Zivilschutz, Polizei 
oder Spitälern aufgeboten werden 
müssten. 
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Bahn- und Autopendler sollen bei den 
Steuern weniger abziehen dürfen.

� Bild Remo Naegeli

Himmelblau statt nebelgrau 
Versöhnlich traf gestern der Altweibersommer auf den Herbst – hoch über dem 
Vierwaldstättersee. So verschwindet auch das unauffällige Weiss der neuen Kabinen 
der Bergbahnen Beckenried-Emmetten nicht länger in Nebelschwaden. Für das 
eigentliche Farbenspiel sorgt aber das Waldkleid darunter.� Bild Corinne Glanzmann


